
ErstunterzeichnerInnen:  Sozialforum Nürnberg +++  AK gegen Bildungsklau +++ Aktionsgemeinschaft Nürnberger Arbeitsloser 
(ANA) +++ attac Gruppe Nürnberg +++  Bayerisches Vernetzungstreffen der regionalen Erwerbslosengruppen +++ Bunte Linke Liste an 
der Uni Erlangen +++ Deutsche Kommunistische Partei (DKP) Kreis Nürnberg und Umgebung +++ DIE LINKSPARTEI.PDS KV Nürnberg 
+++ Föderation der Arbeiter in Deutschand aus der Türkei AGIF +++  Förderation der demokratischen Arbeitervereine DIDIF +++ 
Forschungsstelle für Menschenrechte e.V. +++ Gemeinsame Initiative von und für SchülerInnen und StudentInnen in Nürnberg e.V. (GSN) 
+++ Junge Stimme e.V. +++ Linkes Bündnis Haßberge +++  Karawane für die Rechte von Flüchtlingen und MigrantInnen +++ Marxistisch-
Leninistische Partei Deutschlands (MLPD) Kreis Nürnberg-Fürth-Erlangen +++  Nürnberger Friedensforum +++ Nürnberger Initiative 
gegen Hartz IV und Sozialabbau +++ organisierte autonomie (oa) +++ Radikale Linke (rL) +++ Reinhold Rückert - DIE LINKE.PDS +++ 
Schülerbündnis Nürnberg +++ Sozialforum Erlangen +++ Sozialforum Fürth +++ Solid Nürnberg +++ Solidarität International (SI) +++ 
Sozialistische Deutsche ArbeiterInnenjugend (SDAJ) Fürth +++ Stadtteilzentrum DESI +++ Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 
Bezirk Mittelfranken Präsidium und Geschäftsführung +++ ver.di Bezirkserwerbslosenausschuss Mittelfranken +++ ver.di 
Bezirkserwerbslosenausschuss Würzburg-Aschaffenburg  +++ WASG Nürnberg/Fürth +++  Widerstandsgruppe Worms - Wonnegau



Egal, wie sich eine neue Bundesregierung zusammensetzt:  sie wird die Politik des Sozial-
abbaus und der Umverteilung zu Gunsten des Kapitals weiter betreiben wollen. Trotz steigen-
der Unternehmensgewinne bedrohen uns unter Anderem folgende Einschnitte:

> Erhöhung der Mehrwertsteuer auf 18 % bei gleichzeitigen großzügigen Steuergeschenken 
für Unternehmen und Besserverdienende.

> Zunehmender Druck auf Erwerbslose im Rahmen von Hartz IV und Absenkung des Etats 
der Bundesagentur durch Senkung des Arbeitslosenversicherungsbeitrags auf 4,5%.

> Abschaffung des Kündigungsschutzes für 80% der Betriebe, Abbau der Tarifautonomie, 
Ausweitung des Niedriglohnsektors, sowie Besteuerung von Zuschlägen für Sonn-/Feiertags-
und Nachtabeit.

> Studiengebühren, Büchergeld und Kürzungen bei BAföG fördern Elitebildung für Wohlhabende 
und schränken den Zugang zu Bildung für alle ein.

> Ausverkauf des öffentlichen Eigentums durch die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen, 
Versorgungs- und Kultureinrichtungen.

Benachteiligte Bevölkerungsteile, wie Frauen oder MigrantInnen, sind durch die sozialen 
Verschlechterungen besonders betroffen.

Diese geplanten Einschnitte sind kein Schicksal, sondern beruhen auf Interessen und sind von 
Wirtschaft und Politik so gewollt und gemacht. Veränderung erfordert Bewegung, das macht der 
Ausgang der Bundestagswahl noch einmal deutlich.

Wir, erwerbslose und erwerbstätige Menschen, SchülerInnen und StudentInnen, RentnerInnen, 
kranke und behinderte Menschen, Flüchtlinge und MigrantInnen lassen uns nicht länger 
gegeneinander ausspielen. Anstatt vereinzelt um unsere Existenz zu fürchten, wehren wir uns 
solidarisch. 

Lasst uns deshalb gemeinsam unseren Protest am 29. Oktober 2005 auf die Straße tragen!

ViSdP: E. Ramthun, c/o DESI, Brückenstraße 23, 90419 Nürnberg


